Entschließung DGB Bezirksvorstand NRW zu Ergebnissen der Haushaltsklausur der Landesregierung vom 09. Dezember 2005



Der DGB Bezirksvorstand NRW erteilt Bestrebungen, die Beschäftigten des Landes abermals zur Sanierung des Haushalts heranzuziehen, eine klare Absage. Die Beamtinnen und Beamten dürfen nicht für politische Versäumnisse bestraft werden, die sie nicht zu verantworten haben.

Eine weitere Absenkung des Weihnachtsgeldes oder gar dessen Streichung ist vor dem Hintergrund der bereits erfolgten Kürzungen der letzten Jahre nicht hinnehmbar.

Die angekündigten Kürzungen sind demotivierend. Sie stellen eine Zumutung für alle Beschäftigten im öffentlichen Dienst dar, die ihre Arbeitsleistung unter hohem persönlichen Einsatz erbringen.

Die Ankündigungen des Finanzministers, der die geplante weitere Absenkung des Weihnachtsgeldes bei den Landesbeschäftigten in den Kontext bereits beschlossener Sparmaßnahmen bei den Beamten des Bundes stellt, steht darüber hinaus im Widerspruch zur Aussage des Ministerpräsidenten, der im Rahmen der Föderalismusreform einen Wettlauf um die niedrigste Besoldung eine Absage erteilt hat.

Mit Blick auf den angekündigten Stellenabbau bleibt die Landesregierung die Antwort schuldig, wie sie unter weiterer Arbeitsverdichtung die Bereitstellung eines hochwertigen Angebots öffentlicher Dienstleistungen sicherstellen will. Die Gewährleistung der Daseinsvorsorge darf durch Stellenabbau nicht gefährdet werden.

Der DGB setzt auf das Wort des Ministerpräsidenten, nach dem es keine betriebsbedingten Kündigungen geben wird. Wer die Beschäftigten für angestrebte Effizienzsteigerungen im Rahmen der Haushaltskonsolidierung gewinnen möchte, darf sie nicht nur immer weiter belasten.

Der DGB wird eine Entsolidarisierung zwischen den Beamtinnen und Beamten und den Tarifbeschäftigten nicht zulassen. Sollte die Landesregierung bei den geplanten Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen der Landesbeschäftigten bleiben, wird der DGB nicht tatenlos zuschauen. Um einer Haushaltskonsolidierung auf dem Rücken der Beschäftigten Einhalt zu gebieten, wird der DGB gemeinsam mit den Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes Aktionen und Protestveranstaltungen vorbereiten
